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1. Vorwort 

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt.  

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen  

und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ 

Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz 

 

Die Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern ist kein optionaler Luxus, sondern 

ein verfassungsrechtlicher Auftrag und wird damit als wichtige gesellschaftliche Aufgabe und 

ein wesentlicher Bestandteil kommunalen Handelns in der Stadt Hann. Münden verstanden. 

Die Verwirklichung von Chancengleichheit trägt außerdem dazu bei, die Stadt als modernen, 

familienfreundlichen und lebenswerten Ort für alle Menschen weiterzuentwickeln.  

 

Mit dem vorliegenden Gleichstellungsbericht informiert die Stadt Hann. Münden über Maßnah-

men, Projekte und Entwicklungen der Jahre 2022 bis 2024 im Bereich der Gleichstellungsar-

beit und lässt Einblicke in die Jahre 2025 und 2026 zu. Die verzögerte Veröffentlichung des 

Berichts im Mai 2026 ist darauf zurückzuführen, dass die Gleichstellungsbeauftragte in den 

Jahren 2024 und 2025 aufgrund von Mutterschutz und Elternzeit abwesend war. Eine Vertre-

tung stand in diesem Zeitraum nicht zur Verfügung. 

 

Der Bericht vermag einen Überblick darüber zu geben, wie der gesetzliche Auftrag zur Förde-

rung der Gleichstellung innerhalb der Stadtverwaltung sowie im kommunalen Leben umge-

setzt wurde. Die Themen der Gleichstellungsarbeit sind vielfältig. Sie reichen von der Verein-

barkeit von Familie, Pflege und Beruf über die Förderung gleicher beruflicher Chancen bis hin 

zur geschlechtergerechten Ausgestaltung kommunaler Angebote und Strukturen, insbeson-

dere bei gesellschaftlich relevanten Themen wie geschlechtsspezifischer Gewalt, (Alters-)     

Armut, Einsamkeit, psychischer Belastung sowie vielfältigen Diskriminierungserfahrungen. 

 

Der Gleichstellungsbericht versteht sich zugleich als Rückblick und Ausblick: Er soll Transpa-

renz schaffen, Entwicklungen sichtbar machen und Impulse für die weitere Arbeit an einer 

gerechten Stadtgesellschaft geben. Er dient somit zugleich als Grundlage für politische Ent-

scheidungen, strategische Planungen innerhalb der Stadtverwaltung sowie zur Weiterentwick-

lung kommunaler Gleichstellungspolitik für die Bevölkerung. 

 

Gleichstellung muss dabei als Querschnittsaufgabe verstanden werden, die verwaltungsintern 

alle Fachbereiche und Organisationseinheiten betrifft und viele engagierte Akteur*innen inner-

halb der Gesellschaft braucht. Neben der Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten leisten zahl-

reiche Mitarbeitende in der Verwaltung und im sozialen Netzwerk der Stadt Hann. Münden 



durch ihr tägliches Handeln einen wichtigen Beitrag zur Förderung von Chancengleichheit,

Vielfalt und respektvollem Miteinander.

Gleichstellung ist ein fortlaufender Prozess, der nur durch gemeinsames Engagement erfolg-

reich gestaltet werden kann. Dass Gleichstellungsprozesse keine Selbstläufer sind, sehen wir

weltweit: Trotz aller Fortschritte werden gleichstellungspolitische Errungenschaften aktuell

vielerorts zurückgedrängt. Für alle Verfechter*innen unserer Demokratie sollten die Verteidi-

gung und die Weiterentwicklung der Gleichstellung ein besonderes Anliegen sein,

Allen Beteiligten, die an der Erstellung dieses Berichtes mitgewirkt haben und die die Gleich-

stellungsarbeit in der Stadt Hann. Münden unterstützen, gilt aufrichtiger Dank.

Hann. Münden, Mai2026

Li ll

\{r,,W
Bürgermeister

Melissa Castillo

Gleichstel lu ngsbeauft ragte
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2. Gesetzliche Grundlage des Gleichstellungsberichtes 

Die gesetzliche Grundlage für die Erstellung des Gleichstellungsberichts ergibt sich aus § 9 

Abs. 7 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG). Danach berichten 

der Hauptverwaltungsbeamte und die Gleichstellungsbeauftragte alle drei Jahre über die Maß-

nahmen zur Umsetzung des Verfassungsauftrags aus Artikel 3 Abs. 2 der Niedersächsischen 

Verfassung (Gleichberechtigung) sowie über deren Auswirkungen. 

 

Die Umsetzung dieses Verfassungsauftrags erfolgt innerhalb der Verwaltung auf unterschied-

lichen Ebenen. Einerseits nimmt die Gleichstellungsbeauftragte eine zentrale Rolle bei der 

Initiierung, Koordinierung und Begleitung gleichstellungsrelevanter Maßnahmen ein. Anderer-

seits ist die Förderung der Geschlechtergerechtigkeit eine Querschnittsaufgabe, die von allen 

Fachbereichen, Organisationseinheiten und Mitarbeitenden mitgetragen werden muss. 

 

Der Gleichstellungsbericht informiert über wesentliche Aktivitäten, Projekte und Maßnahmen 

der Gleichstellungsbeauftragten sowohl innerhalb der Verwaltung als auch im Rahmen exter-

ner Angebote und Kooperationen. Im Idealfall bildet der Bericht zudem die Maßnahmen der 

einzelnen Fachbereiche zur Förderung der Gleichstellung ab. Hierzu zählen insbesondere per-

sonalwirtschaftliche, organisatorische und fachbezogene Maßnahmen, mit denen Chancen-

gleichheit und Geschlechtergerechtigkeit innerhalb der Verwaltung weiterentwickelt und um-

gesetzt werden. 

 

Aufgrund der Vielfalt und Komplexität des Aufgabenfeldes können nicht sämtliche Einzelmaß-

nahmen vollständig dargestellt werden. Der Bericht konzentriert sich daher auf zentrale Ent-

wicklungen und Schwerpunkte der Berichtsjahre. 

 

Die konkreten Maßnahmen der Gleichstellungsbeauftragten können den jährlich im Gesell-

schaftsausschuss vorgestellten Tätigkeitsberichten entnommen werden. Diese sind auf der 

Internetseite der Stadt Hann. Münden veröffentlicht.  
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3. Bevölkerungsdaten der Stadt Hann. Münden 

Die folgenden Daten stammen aus dem Statistischen Berichtsheft des Landkreises Göttingen, 

Ausgabe 2025, des Referats für Demografie und Sozialplanung.1 Sie sind von Bedeutung, um 

nachvollziehen zu können, weshalb die in den folgenden Kapiteln beschriebenen Arbeits-

schwerpunkte gesetzt wurden. 

 

Im Jahr 2024 verfügt Hann. Münden über 23.825 Einwohnende (11.994 weibliche und 11.831 

männliche Personen2) und hat damit gegenüber 2022 insgesamt 143 Einwohnende bzw. 0,6 

% der Bevölkerung verloren. Das Durchschnittsalter liegt bei 46,8 Jahren und ist seit 2020 

leicht gestiegen. 

 

Die Stadt- und Ortsteile mit den meisten Einwohnenden sind Kattenbühl, die Innenstadt, Neu-

münden, Hermannshagen, Questenberg, Gimte und Hedemünden. Insbesondere Kattenbühl 

mit 6.346 Einwohnenden benötigt verstärkte Aufmerksamkeit im Sozialraum. Dies hat sich be-

reits in den Ergebnissen der bisherigen Sozialraumtreffen gezeigt. 

 

Die Beschäftigtenquote ist seit 2020 kreisweit um 1,3 Prozentpunkte auf insgesamt 62,8 % 

gestiegen. Dieser Zuwachs ist – wie auch auf Bundesebene – überwiegend auf ausländische 

Beschäftigte zurückzuführen. Besonders Hann. Münden profitiert von dieser Entwicklung: Im 

Vergleich zu 2020 sind 383 ausländische Beschäftigte hinzugekommen. Insgesamt liegt ihr 

Anteil an allen Beschäftigten inzwischen bei 14,2 %. 

 

Einen Migrationshintergrund haben rund 29 % der Mündener Bevölkerung, also knapp 7.000 

Menschen. Damit weist Hann. Münden nach Göttingen den höchsten Anteil von Menschen mit 

Migrationshintergrund im Landkreis auf. Die Zahl setzt sich aus Ausländer*innen, Aussied-

ler*innen3 sowie eingebürgerten Personen zusammen. Den größten Anteil bilden Menschen 

aus EU-Staaten, weiteren europäischen Ländern sowie den Staaten der ehemaligen GUS4. 

Der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ umfasst zudem Personen, die selbst in 

Deutschland geboren wurden, deren Eltern jedoch aus dem Ausland stammen. 

 

1 Ein Dank für die Bereitstellung relevanter Daten für Hann. Münden. Das Berichtsheft kann digital ein-
gesehen werden unter: https://www.landkreisgoettingen.de/index.php?&object=tx,4093.3.1&Mo-
dID=6&FID=4093.10915.1&kuo=1&call=0&k_sub=0&mt=2&La=1 (Stand: Mai 2026) 

2 Aussagen zu Menschen nicht-binärer Geschlechteridentität („queer“) fehlen. 

3 Menschen, die in Regionen geboren wurden, die historisch deutsch waren und nun zum Ausland ge-
hören. 

4 Zusammenschluss verschiedener Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Die Ukraine gehört nicht mehr 
dazu. 

https://www.landkreisgoettingen.de/index.php?&object=tx,4093.3.1&ModID=6&FID=4093.10915.1&kuo=1&call=0&k_sub=0&mt=2&La=1
https://www.landkreisgoettingen.de/index.php?&object=tx,4093.3.1&ModID=6&FID=4093.10915.1&kuo=1&call=0&k_sub=0&mt=2&La=1
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Das Geschlechterverhältnis unterscheidet sich bei Menschen mit und ohne Migrationshinter-

grund sowie zwischen den Altersgruppen nur geringfügig. Geschlechtsspezifische Besonder-

heiten lassen sich anhand der vorliegenden Daten daher nicht feststellen. 

 

Daten zu Migration in Hann. Münden: 

(Quelle: Landkreis Göttingen, Servicestelle Statistik Stand 31.12.2024) 

 

 

Besonders aufschlussreich ist die Altersstruktur der Bevölkerung mit und ohne Migrationshin-

tergrund. Landkreisweit stellen die sogenannten Babyboomer (50- bis 70-Jährige) den größten 

Anteil der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Kinder und Jugendliche sind in dieser Be-

völkerungsgruppe vergleichsweise selten vertreten. Die Bevölkerung mit Migrationshinter-

grund weist hingegen eine deutlich jüngere Altersstruktur auf. Während Personen über 75 

Jahre nur einen kleinen Anteil ausmachen, finden sich besonders viele Menschen im Alter 

zwischen 30 und 50 Jahren. Hervorzuheben ist zudem, dass die Zahl der Kinder bis 14 Jahre 

mit Migrationshintergrund (1.407) nahezu der Zahl der Kinder ohne Migrationshintergrund 

(1.559) entspricht.  

 

Diese Entwicklung verdeutlicht die wachsende Bedeutung von Integration, Bildungs- und Teil-

habechancen sowie Antidiskriminierungsarbeit für die zukünftige Entwicklung der Stadtgesell-

schaft. Die Notwendigkeit von Zuwanderung unterstreicht auch die folgende Aussage aus dem 

Statistischen Berichtsheft:  

„Bemerkenswert ist, dass die Bevölkerung in Niedersachsen trotz steigender Zuwanderung 

stagniert und dass trotz steigender Zuwanderung die Geburtenzahlen die Sterbezahlen nicht 

ausgleichen können. Niedersachsenweit würde die Bevölkerung ohne Zuwanderung also 
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schrumpfen, im Landkreis Göttingen (ohne Stadt Göttingen) tut sie das bereits.“ (Statistisches 

Berichtsheft Ausgabe 2025, S. 44.) 

 

Ein Blick auf die Berufshauptgruppen der Auszubildenden zeigt, dass in Hann. Münden insbe-

sondere medizinische Gesundheitsberufe stark vertreten sind. Vom Klinikum Hann. Münden 

sowie von Hausärzt*innen ist bekannt, dass der Anteil ausländischer beziehungsweise mig-

rantischer Beschäftigter und Auszubildender auch in diesem Bereich hoch ist. In Arbeitskrei-

sen und Gesprächen mit dem Krankenhaus wird regelmäßig thematisiert, dass es ausländi-

schen Fachkräften teilweise schwerfällt, Kontakte zur alteingesessenen Bevölkerung aufzu-

bauen. Dies kann zu Gefühlen mangelnder Zugehörigkeit führen und dazu beitragen, dass 

dringend benötigte Fachkräfte in größere Städte abwandern. 

 

Die vorliegenden Daten sowie die Erfahrungen aus der praktischen Arbeit legen nahe, dass 

die Integrationsarbeit in Hann. Münden weiter gestärkt werden sollte. Insbesondere die inter-

kulturelle Arbeit vor Ort benötigt hierfür ausreichende personelle Ressourcen. 

 

Hann. Münden fällt auch bei einer weiteren Bevölkerungsgruppe auf: Kreisweit lebt hier die 

höchste Zahl an Menschen mit Schwerbehinderung. Rund jede zehnte Person ist betroffen. 

Von den insgesamt 2.620 Menschen mit Schwerbehinderung entfällt der größte Anteil auf die 

Altersgruppe über 65 Jahre. Gleichzeitig sind aber auch 970 Personen im Alter zwischen 25 

und 65 Jahren betroffen. Zudem ist der Anteil von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-

senen vergleichsweise hoch. 

 

(Quelle: Statistisches Berichtsheft Ausgabe 2025, S. 96.) 
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Die Daten verdeutlichen, dass dem Thema alternde Gesellschaft in Hann. Münden eine be-

sondere Bedeutung zukommt. Der demografische Wandel macht sich durch fehlenden Nach-

wuchs zunehmend bemerkbar. Dies zeigt sich unter anderem am Rückgang der Schüler*in-

nenzahlen an berufsbildenden Schulen. Im Landkreis Göttingen ist Hann. Münden hiervon be-

sonders betroffen. Die BBS Auefeld verzeichnet einen Rückgang von 23 % der Schüler*innen-

zahlen, was unter anderem mit der allgemeinen Bevölkerungsentwicklung zusammenhängt. 

 

Auch die Betrachtung der Haushaltstypen weist auf gesellschaftliche Veränderungen hin. Ein-

personenhaushalte machen rund 40 % aller Haushalte aus, Ehepaare oder nichteheliche Le-

bensgemeinschaften ohne Kinder weitere 35 %. Demgegenüber stehen 14 % Ehepaare oder 

Lebensgemeinschaften mit Kindern, 7 % Mehrpersonenhaushalte ohne Paar mit Kindern so-

wie 4 % Alleinerziehende. Die meisten Familienhaushalte bestehen aus einem oder zwei Kin-

dern. Ein Anstieg der Zahl alleinerziehender Haushalte ist insbesondere in Gimte und Volk-

marshausen festzustellen, was unter anderem auf neu entstandene Wohngebiete zurückge-

führt werden kann. 

 

Gleichstellungsarbeit richtet ein besonderes Augenmerk auf Familien mit Kindern sowie auf 

Alleinerziehende. Familiäre Sorgeverantwortung beeinflusst nach wie vor maßgeblich die be-

ruflichen und wirtschaftlichen Teilhabechancen. Insbesondere alleinerziehende Frauen und 

ihre Kinder sind häufig erhöhten sozialen und finanziellen Risiken ausgesetzt und benötigen 

verlässliche Unterstützungsstrukturen. 

 

Die Entwicklung der Altersarmut stellt auch in Hann. Münden eine zunehmende sozialpoliti-

sche Herausforderung dar. Zwar ist in den vergangenen Jahren ein leichter Rückgang der Zahl 

der Empfänger*innen von Grundsicherung im Alter zu verzeichnen, dennoch gehört Hann. 

Münden weiterhin zu den Städten im Landkreis Göttingen mit den höchsten absoluten Fall-

zahlen. 

 

Besonders betroffen sind ältere Frauen. Sie tragen ein höheres Risiko, im Alter von Armut 

betroffen zu sein als Männer. Ursachen hierfür liegen häufig in unterbrochenen Erwerbsbio-

grafien, Teilzeitbeschäftigung, Minijobs sowie unbezahlter Sorgearbeit in Form von Kinderer-

ziehung oder der Pflege von Angehörigen. Viele Frauen verfügen deshalb im Rentenalter nur 

über geringe Rentenansprüche. Landesweit liegt die Armutsgefährdungsquote von Frauen 

über 65 Jahren bei 20,7 % und damit deutlich über der der Männer (18 %). Hinzu kommt, dass 

ein erheblicher Teil der anspruchsberechtigten Senior*innen Leistungen der Grundsicherung 

im Alter nicht beantragt. Gründe hierfür sind oftmals Scham, mangelnde Informationen oder 

die Sorge vor gesellschaftlicher Stigmatisierung. Insbesondere alleinlebende ältere Frauen 
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nehmen Unterstützungsangebote häufig nicht in Anspruch, obwohl ein Anspruch bestehen 

würde. 

 

Mit Blick auf die demografische Entwicklung ist davon auszugehen, dass die Zahl älterer Men-

schen in den kommenden Jahren weiter steigen wird. Damit wächst auch die Bedeutung kom-

munaler Unterstützungs- und Beratungsangebote. Für Hann. Münden wird es daher zuneh-

mend wichtig, Altersarmut frühzeitig entgegenzuwirken, soziale Teilhabe älterer Menschen zu 

sichern und insbesondere Frauen im Rentenalter gezielt zu unterstützen. Auch das Thema 

Kinderarmut wird in den kommenden Jahren stärker in den Fokus rücken müssen, wie der 

Landkreis Göttingen hervorhebt. Konkrete Zahlen für Hann. Münden lagen im Statistischen 

Berichtsheft jedoch noch nicht vor. 

 

Die dargestellten Bevölkerungsdaten sind nicht durchgängig nach Geschlecht differenziert 

ausgewertet. Dennoch wurden diese Zahlen für den Gleichstellungsbericht ausgewählt, da sie 

zahlreiche Erkenntnisse aus Sozialraumtreffen, Arbeitskreisen sowie den praktischen Erfah-

rungen der Gleichstellungsarbeit vor Ort stützen. 

 

Die Daten verdeutlichen, welchen Herausforderungen in den kommenden Jahren besondere 

Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Hierzu zählen insbesondere altersspezifische Armut, 

Kinderarmut, die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, Integration und Antidiskriminie-

rungsarbeit sowie die Unterstützung von Menschen in besonders prekären Lebenssituationen. 

 

Diese Themen weisen zugleich vielfältige Bezüge zur Gleichstellungsarbeit auf. Altersarmut 

betrifft überdurchschnittlich häufig Frauen. Alleinerziehende sind überwiegend weiblich. Kin-

derarmut steht oftmals in Zusammenhang mit eingeschränkten Erwerbs- und Einkommens-

möglichkeiten infolge umfangreicher Sorgeverantwortung. Auch Frauen mit Migrationsge-

schichte sehen sich häufig besonderen Herausforderungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt 

oder zu Bildungs- und Unterstützungsangeboten gegenüber. 

 

Insgesamt zeigt sich, dass insbesondere Alleinerziehende, Menschen mit geringem Einkom-

men, Menschen mit Behinderungen sowie Menschen mit Migrationsgeschichte häufig mit 

strukturellen Teilhabebarrieren konfrontiert sind. Ihre Perspektiven und Bedarfe sollten daher 

in kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozessen besonders berücksichtigt werden. 

 

Ein weiteres zentrales Thema ist die zunehmende häusliche Gewalt sowie Gewalt gegen 

Frauen, Mädchen und queere Menschen im Allgemeinen. Gleichzeitig verändern sich 
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Erscheinungsformen und Auswirkungen von Gewalt kontinuierlich. Aufgrund der besonderen 

Bedeutung dieses Themenfeldes wird hierauf in Kapitel 6 ausführlicher eingegangen. 

 

In diesem Zusammenhang ist auch auf den Wandel der Gleichstellungsarbeit hinzuweisen. 

Seit der Einführung kommunaler Frauenbeauftragter hat sich nicht nur die Bezeichnung, son-

dern auch der Arbeitsauftrag weiterentwickelt. Die Förderung der strukturellen Gleichstellung 

von Frauen, insbesondere in männlich geprägten Bereichen, bleibt weiterhin ein zentraler Be-

standteil der Arbeit. Gleichzeitig hat sich das Verständnis von Gleichstellung erweitert. 

 

Zunehmend werden intersektionale Perspektiven berücksichtigt. Dies bedeutet, dass neben 

dem Geschlecht weitere Diskriminierungsmerkmale wie Behinderung, Alter, Religion oder 

Weltanschauung sowie sexuelle Identität in die Analyse gesellschaftlicher Benachteiligungen 

einbezogen werden. Benachteiligungen treten häufig nicht isoliert auf, sondern wirken in ihrem 

Zusammenwirken verstärkend. 

 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den institutionellen Strukturen wider. So wurde die 

Antidiskriminierungsarbeit des Landkreises Göttingen organisatorisch an die Gleichstellungs-

stelle angebunden. Während entsprechende Aufgaben in vielen Kommunen oder Landkreisen 

dem Bereich Integration zugeordnet werden, verdeutlicht diese organisatorische Verankerung 

das erweiterte Verständnis von Gleichstellungspolitik im Landkreis Göttingen. Auf diesen The-

menbereich wird ebenfalls in Kapitel 6 näher eingegangen. 

 

4. Aufgaben und Handlungsfelder der Gleichstellungsbeauftragten 

Kommunen mit mehr als 20.000 Einwohner*innen sind verpflichtet, eine hauptamtliche Gleich-

stellungsbeauftragte zu bestellen. Die Stadt Hann. Münden erfüllt diese gesetzliche Vorgabe, 

indem die Gleichstellungsstelle mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 19,5 Stunden besetzt 

ist. 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar dem Bürgermeister zugeordnet. In der Aus-

übung ihrer Tätigkeit ist sie nicht weisungsgebunden und bei Angelegenheiten, die ihren Auf-

gabenbereich berühren, rechtzeitig zu beteiligen. Gleichstellungsrelevante Entscheidungen, 

an denen sie nicht beteiligt wurde, können als fehlerhaft oder rechtswidrig bewertet werden. 

Darüber hinaus verfügt sie über ein Akteneinsichtsrecht sowie Teilnahme- und Rederecht in 

politischen Gremien und Ausschüssen. Zugleich ist sie gegenüber dem Rat berichtspflichtig 

und wirkt bei allen Vorhaben und Entscheidungen mit, die Auswirkungen auf die Gleichstellung 

von Frauen und Männern haben können. 
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Die Gleichstellungsbeauftragte berät Rat und Verwaltung dabei, gleichstellungspolitischen 

Handlungsbedarf innerhalb der Kommune zu erkennen und geschlechtsspezifische Benach-

teiligungen abzubauen. Über ihre Arbeit informiert sie regelmäßig in Form jährlicher Tätigkeits-

berichte. Weitere wichtige Instrumente der Gleichstellungsarbeit sind der Gleichstellungsbe-

richt sowie der Gleichstellungsplan für die Verwaltung, die jeweils in einem dreijährigen Turnus 

erstellt werden. 

 

Die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten umfasst im Wesentlichen vier Handlungsfelder: 

Verwaltung, Bevölkerung, Netzwerk und Politik. Die folgende Darstellung gibt einen Überblick 

darüber, in welchem Umfang diese Bereiche im Berichtszeitraum schwerpunktmäßig bearbei-

tet wurden. 

 

Aufgabenfeld Politik 

• Teilnahme an politischen Gremien und Sitzungen 

• Beratung von Rat und Verwaltung zu gleichstellungsrelevanten Themen 

• Einhaltung gesetzlicher Vorgaben (z. B. Istanbul-Konvention, Niedersächsisches 

Gleichberechtigungsgesetz, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz) 

• Berichtswesen und Stellungnahmen 

Aufgabenfeld Bevölkerung 

• Beratung und Information von Einwohner*innen 

• Öffentlichkeits- und Pressearbeit 

• Planung und Durchführung von Informations- und Veranstaltungsangeboten 
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Aufgabenfeld Netzwerk 

• Mitarbeit in Fachgremien und Arbeitskreisen 

• Initiierung und Koordination von Projekten 

• Beratung und fachlicher Austausch mit Kolleg*innen anderer Einrichtungen und Insti-

tutionen 

Aufgabenfeld Verwaltung 

• Zusammenarbeit mit Hauptverwaltungsleitung und Fachbereichsleitungen 

• Zusammenarbeit mit Fachdiensten, schwerpunktmäßig mit dem dem FD Personal 

und dem Personalrat 

• Mitwirkung bei der Erstellung und Umsetzung des Gleichstellungsplans 

• Beratung und Information der Beschäftigten 

• Durchführung hausinterner Informations- und Bildungsangebote 

• Interessenvertretung in Gleichstellungsfragen 

Zu Beginn der Amtszeit wurden politische Gremien noch regelmäßig besucht. Im Verlauf des 

Berichtszeitraums musste dieser Arbeitsbereich jedoch zugunsten anderer Handlungsfelder 

reduziert werden, da diese sowohl hinsichtlich ihres Umfangs als auch ihrer Dringlichkeit zu-

nehmend in den Vordergrund rückten. An den Sitzungen Gesellschaftsausschusses sowie an 

den Ratssitzungen wird weiterhin regelmäßig teilgenommen. Zudem werden dort gleichstel-

lungsrelevante Themen eingebracht und erläutert. 

 

Auch die verwaltungsinterne Arbeit (siehe Kapitel 5) nahm im Berichtszeitraum einen geringe-

ren Anteil der Arbeitszeit ein als die Handlungsfelder Bevölkerung und Vernetzung. Beide Be-

reiche sind eng miteinander verknüpft und bildeten einen wesentlichen Schwerpunkt der prak-

tischen Gleichstellungsarbeit. 

 

Die Verteilung der Arbeitszeit ergab sich dabei vor allem aus dem tatsächlichen Bedarf in den 

jeweiligen Aufgabenbereichen. Da Hann. Münden weder über eine eigenständige Frauenbe-

ratungsstelle noch über ein Frauenhaus verfügt, wurden Beratungsanfragen aus der Bevölke-

rung häufig unmittelbar an die Gleichstellungsbeauftragte herangetragen. Eine qualifizierte 

Beratung setzt jedoch ein tragfähiges Netzwerk sozialer Einrichtungen, Beratungsstellen, Be-

hörden und weiterer Kooperationspartner voraus. Der Aufbau und die Pflege dieses Netzwer-

kes waren daher mit einem erheblichen zeitlichen Aufwand verbunden. 

 

Die interne und externe Gleichstellungsarbeit wird in den folgenden Kapiteln ausführlicher dar-

gestellt. 
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5. Verwaltungsinterne Maßnahmen zur Gleichstellung 

Die verwaltungsinterne Gleichstellungsarbeit erhielt im Berichtszeitraum weniger Aufmerk-

samkeit als die externe Gleichstellungsarbeit. Dies ist auf die hohe Nachfrage nach Beratun-

gen sowie auf die Bearbeitung gesellschaftlicher Brennpunktthemen zurückzuführen. Gleich-

wohl sollte und muss die hausinterne Gleichstellungsarbeit künftig stärker priorisiert werden. 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte wird daher ihren Arbeitsauftrag künftig noch stärker innerhalb 

der Belegschaft kommunizieren und bestehende sowie neue Beratungsangebote gezielter be-

werben. Zwar wurde aus der Belegschaft zurückgemeldet, dass die Gleichstellungsarbeit in 

den vergangenen Jahren präsenter geworden ist, zugleich bestehen jedoch weiterhin Unsi-

cherheiten darüber, für welche Anliegen die Gleichstellungsbeauftragte zuständig ist. Dies 

zeigt sich auch in Gesprächen mit Mitarbeitenden und sollte weiter adressiert werden. 

 

Beratungsanfragen aus der Belegschaft betrafen schwerpunktmäßig die Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf sowie Unstimmigkeiten im dienstlichen Kontext und private familiäre Anliegen. 

Die Gleichstellungsbeauftragte informierte Kolleg*innen zudem über Veranstaltungsangebote 

für die Bevölkerung sowie über die Bedeutung von Aktionstagen wie dem Weltfrauentag oder 

dem Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen.  

 

Auf Anfrage des Niedersächsischen Städtetages wurde eine Empfehlung zur geschlechterge-

rechten Sprache an die Mitarbeitenden herausgegeben. Diese erfolgte in Abstimmung mit der 

Verwaltungsleitung und dem Fachdienst Personal. In diesem Zusammenhang sowie zu wei-

teren Themen, etwa dem Umgang mit nicht-binären Geschlechtsidentitäten sowie zu Fragen 

im Kontext häuslicher Gewalt und Femiziden, bestanden Rückfragen aus der Belegschaft. 

 

Künftig soll eine freiwillige interne Umfrage dazu beitragen, den Informationsbedarf der Mitar-

beitenden systematisch zu erfassen. Themen könnten unter anderem die Vereinbarkeit von 

Sorgearbeit und Erwerbsarbeit sowie die finanzielle Absicherung von Frauen (z. B. Risiken 

von Teilzeitbeschäftigung) sein. 

 

Ein stärkerer Austausch mit den Bereichsleitungen wird ebenfalls angestrebt, um die Verein-

barkeit von Familie und Beruf weiter zu verbessern. Bisher konnten individuelle Lösungen in 

der Regel gefunden werden. Aus Gesprächen mit Mitarbeitenden ergibt sich jedoch, dass eine 

frühzeitige Einbindung der Gleichstellungsbeauftragten in Abstimmungsprozesse hilfreich sein 

kann, um Abläufe zu unterstützen und der Dringlichkeit entsprechender Anliegen besser Rech-

nung zu tragen. 
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Der Austausch zwischen Verwaltungsleitung und Gleichstellungsbeauftragter verlief stets kon-

struktiv und auf kurzem Wege. Gleichstellungsrelevante Themen wurden teilweise unter-

schiedlich bewertet (z. B. geschlechtergerechte Sprache), es konnten jedoch stets gute Er-

gebnisse im Sinne der Beschäftigten sowie der Stadtverwaltung erzielt werden. 

 

Da Hann. Münden grundsätzlich gut im Bereich der Kinderbetreuung aufgestellt ist, war die 

Nachfrage bzgl. einer betrieblicher Kinderbetreuung gering. Gleichwohl wurde in Gesprächen 

mit Mitarbeitenden deutlich, dass die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung 

weiterhin eine Herausforderung darstellt. In der Regel konnten durch individuelle Absprachen 

Lösungen gefunden werden. Dennoch stellt das Thema insbesondere für Mütter eine Heraus-

forderung dar.  

 

Ein hoher Bedarf hinsichtlich der Einrichtung einer betrieblicher Kinderbetreuung, wie im vor-

herigen Gleichstellungsbericht angeregt, zeichnet sich derzeit nicht ab. Gleichwohl sollte das 

Thema im Blick behalten werden, um die Stadtverwaltung als Arbeitgeberin attraktiv und wett-

bewerbsfähig zu halten. Die Einrichtung eines Eltern-Kind-Zimmers könnte insbesondere in 

Situationen wie kurzfristigem Unterrichtsausfall eine sinnvolle Ergänzung darstellen. Auch ein 

Wickelbereich für Babys und Kleinkinder im Hauptverwaltungsgebäude wäre eine zweckmä-

ßige Ergänzung und könnte zugleich Besucher*innen des Melde- und Ausweisservices zu-

gutekommen. 

 

Ein wesentliches Instrument der Personalplanung und Gleichstellungsarbeit ist der Gleichstel-

lungsplan, der zuletzt 2020 vom Fachdienst Personal, der Personalvertretung sowie der 

Gleichstellungsbeauftragten erstellt wurde. Eine Aktualisierung steht bislang aus, da perso-

nelle Engpässe, die COVID-19-Pandemie sowie Wechsel in der Personalrats- und Gleichstel-

lungsfunktion die Erstellung verzögert haben. Der Stichtag für die Datenerhebung des nächs-

ten Gleichstellungsplans ist der 30.06.2026. Eine Beratung und Beschlussfassung im Verwal-

tungsausschuss ist nach Fertigstellung vorgesehen. 

 

Die aktuell vorliegenden Daten des Fachdienstes Personal ermöglichen eine Einschätzung 

der personellen Situation im Hinblick auf Gleichstellung. Für den Berichtszeitraum konnten die 

Daten für 2024 nicht rückwirkend vollständig erhoben werden. Eine entsprechende Abfrage 

hätte während der Abwesenheit der Gleichstellungsbeauftragten in Mutterschutz und Eltern-

zeit erfolgen müssen. Daher basiert die Auswertung auf den aktuell verfügbaren Daten und 

bildet eine Entwicklung über die letzten vier bis fünf Jahre ab. 
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Einschätzung des Fachdienstes Personal (Stand Mai 2026) 

Insgesamt sind bei der Stadt Hann. Münden mehr Frauen als Männer beschäftigt. Von 22 

Führungskräften sind 5 weiblich. Allerdings ist festzuhalten, dass von 5 Stabsstellen (incl. Per-

sonalrat) 4 mit Frauen besetzt sind. 

Im Jahr 2025 wurden insgesamt 16 Männer sowie 16 Frauen eingestellt. Es hält sich somit die 

Waage. Auch für das Jahr 2026 befindet sich das Geschlechterverhältnis bei den Auswahlver-

fahren im Einklang. Allerdings zeigt sich bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen für das Jahr 

2026 ein anderes Bild. Hier wurde sich mehrheitlich für Frauen entschieden. Ein genereller 

Mangel an Bewerbungen von Frauen, lässt sich nicht erkennen. Dies gilt auch für Bewerbungs-

verfahren der höheren Entgeltgruppen bzw. Besoldungsgruppen.  

Zielrichtung nach dem alten Gleichstellungsplan ist eine Quote von 45 %, die wir bei den Füh-

rungskräften nicht erreichen. Es zeigt sich aber, dass bei den Nachwuchskräften die Frauen-

quote seit langem über 50 % liegt, was sich in den nächsten Jahren auch langsam auf die 

Führungsebene auswirken sollte. 

 

Herausforderungen und Entwicklungen 

Von insgesamt 271 Mitarbeitenden befinden sich 98 Mitarbeitende in der Altersklasse über 56 

Jahre. Dies bedeutet, dass in den kommenden Jahren zahlreiche Beschäftigte altersbedingt 

aus dem Berufsleben ausscheiden werden. Dadurch entsteht nicht nur ein erhöhter Bedarf an 

Nachbesetzungen, sondern es geht auch wertvolles Erfahrungs- und Fachwissen verloren. 

Um diesen Wandel frühzeitig zu begegnen, gewinnen Maßnahmen zum Thema: Wissenser-

halt, Nachwuchsgewinnung und Einarbeitung neuer Mitarbeitenden zunehmend an Bedeu-

tung.  

Im Bereich der Auszubildenden zeigt sich ein ausgeglichenes Bild an männlichen und weibli-

chen Auszubildenen, wobei die Bewerberlage eine deutliche Unterrepräsentation männlicher 

Bewerber zeigt.  

Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass derzeit keine besonderen Maßnahmen zur Förderung 

der Gleichstellung erforderlich sind, da ausreichend Bewerbungen von Personen aller Ge-

schlechter eingehen. 

Herausforderungen könnten sich künftig bei der Beschäftigung von Personen mit dem Ge-

schlechtseintrag „divers“ ergeben, da hierzu bislang noch keine praktischen Erfahrungen in-

nerhalb der Verwaltung vorliegen. In diesem Zusammenhang könnten organisatorische Fra-

gestellungen, beispielsweise hinsichtlich der Ansprache, zu berücksichtigen sein. 
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Kommentar der Gleichstellungsbeauftragten 

Wie vom Fachdienst Personal dargestellt, zeigt sich hinsichtlich der Bewerberlage insgesamt 

ein positives Bild. In Stellenbesetzungsverfahren ist jedoch weiterhin festzustellen, dass auf 

klassisch männlich konnotierte Berufsfelder überwiegend Bewerbungen von Männern einge-

hen. Eine erneute Ausschreibung von Stellen allein mit dem Ziel, weibliche Bewerbungen zu 

erhöhen, erscheint bislang nur bedingt zielführend. Hier sind vor allem strukturelle Faktoren 

außerhalb der Verwaltung relevant. 

 

Gleichwohl ist es sinnvoll, Stellenausschreibungen möglichst geschlechtsneutral zu formulie-

ren. Hier sehe ich weiterhin Gestaltungsspielraum, entsprechende Hinweise wurden bereits 

eingebracht und teilweise umgesetzt. 

 

Es zeigt sich zudem, dass mit zunehmender Verjüngung der Verwaltung Themen wie ge-

schlechtergerechte Ansprache und Diversität an Bedeutung gewinnen. Erste entsprechende 

Situationen in Auswahlverfahren konnten bereits durch Hinweise der Gleichstellungsbeauf-

tragten sensibel begleitet werden. 

 

Die Zusammenarbeit mit dem Fachdienst Personal ist grundsätzlich als konstruktiv zu bewer-

ten, da die Gleichstellungsbeauftragte in Stellenausschreibungen und Auswahlverfahren re-

gelmäßig eingebunden wurde. Verbesserungsbedarf besteht insbesondere hinsichtlich der 

Bewertung von Dringlichkeiten bei der Erstellung gleichstellungsrelevanter Daten und Be-

richte. Ein (regelmäßiger) Austausch zu gleichstellungsrelevanten Themen hat sich als hilf-

reich erwiesen und ist auch mit Blick auf Personalentwicklungsdaten weiterhin von Bedeutung. 

 

Aus Gleichstellungssicht ist insbesondere die Verteilung von Teilzeit- und Vollzeitbeschäfti-

gung relevant. Während insgesamt ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis besteht, zeigt 

sich bei der Arbeitszeitverteilung ein deutliches Ungleichgewicht: Von 90 Teilzeitbeschäftigten 

sind 80 Frauen und 10 Männer. Unter den Vollzeitbeschäftigten sind 100 Männer und 39 

Frauen vertreten. Bei den verbeamteten Beschäftigten zeigt sich innerhalb der Vollzeitstellen 

ein ausgewogeneres Bild, jedoch sind auch hier überwiegend Frauen in Teilzeit tätig. 

 

Dies verdeutlicht die weiterhin hohe Relevanz der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Sor-

gearbeit sowie die Bedeutung der Sensibilisierung für langfristige Auswirkungen von Teilzeit-

beschäftigung, insbesondere im Hinblick auf Altersarmut. 
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6. Gleichstellungsarbeit für die Bevölkerung 

 

Externe Gleichstellungsarbeit durch die verschiedenen städtischen Bereiche 

Viele städtische Bereiche haben im Berichtszeitraum zur externen Förderung der Gleichstel-

lung in der Stadt Hann. Münden beigetragen. Besonders hervorzuheben ist hierbei der Bereich 

3. Zu nennen sind insbesondere die Arbeit des Kinder- und Jugendbüros/Mehrgenerationen-

hauses, die Stadtbücherei sowie der Bereich Bildung und Sport. 

 

Letzterer hat mit der Einführung des Kita-Portals Ende 2023 eine wichtige Neuerung für Fami-

lien im Anmeldeverfahren für Krippen-, Kindergarten- und Hortplätze umgesetzt. Dem Kita-

Bericht 2024 ist zu entnehmen, dass die Bedarfsdeckung grundsätzlich gegeben ist, jedoch 

nicht alle Eltern ihren Wunsch-Kitaplatz erhalten konnten. Für das Kita-Jahr 2024/2025 stan-

den nach der Bedarfsplanung des Landkreises 653 Kindergartenplätze, 176 Krippenplätze so-

wie zusätzlich 69 Plätze in der Kindertagespflege und 40 Hortplätze zur Verfügung. Problema-

tisch ist, dass nicht alle Einzugsgebiete über ausreichend Krippenangebote verfügen. In Her-

mannshagen/Wiershausen fehlt ein entsprechendes Angebot vollständig. 

 

Ein zentrales Thema ist der Fachkräftemangel, der das Betreuungsangebot wiederholt ein-

schränkt und teilweise zu Anpassungen der Betreuungszeiten geführt hat. In einzelnen Ein-

richtungen kam es dadurch zu Reduzierungen der Betreuungsumfänge. Zudem ist die Um-

wandlung einzelner Regel-Kindergartengruppen in Integrationsgruppen zu nennen, was den 

gestiegenen Bedarf im inklusiven Bereich widerspiegelt. 

 

Auch wenn der Bereich Bildung und Sport insgesamt von einer weitgehenden Bedarfsdeckung 

ausgeht, ist der Blick auf verkürzte Betreuungszeiten aufgrund des Fachkräftemangels weiter-

hin relevant. Aus gleichstellungspolitischer Sicht wäre insbesondere eine Ausweitung der 

Randzeitenbetreuung bedeutsam, steht jedoch den bestehenden personellen Engpässen ge-

genüber. 

 

Wie bereits dargestellt, ist die Zahl schwerbehinderter Menschen in Hann. Münden vergleichs-

weise hoch, was sich auch in einer erhöhten Nachfrage nach inklusiven Betreuungsplätzen 

zeigt. Umso wichtiger ist die Arbeit des städtischen Behindertenbeauftragten bzw. der Behin-

dertenbeauftragten. Aus gleichstellungspolitischer Perspektive wäre die Schaffung einer 

hauptamtlichen Stelle mit ausreichenden zeitlichen Ressourcen wünschenswert. Die Gleich-

stellungsbeauftragte strebt weiterhin eine enge Zusammenarbeit und kontinuierliche Unter-

stützung an. 
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Rückmeldungen von Menschen mit Behinderungen, älteren Menschen mit Mobilitätsein-

schränkungen sowie Menschen mit Kinderwagen sind wichtige Impulse für Stadtentwicklungs-

prozesse. In diesem Zusammenhang fand ein regelmäßiger Austausch mit dem Bereich 5 zu 

Themen wie gendergerechter, barrierefreier und familienfreundlicher Stadtentwicklung sowie 

zur Verbindung von Klimaschutz und Gleichstellung statt. 

 

Hinzuweisen ist zudem auf die städtische Unterstützung des Bürgertreffs sowie des Mütter- 

und Familienzentrums (einschließlich der Willkommensbesuche bei Neugeborenen). Beide 

Einrichtungen sind für die soziale Vernetzung in Hann. Münden von zentraler Bedeutung und 

leisten einen wichtigen Beitrag zur kommunalen Daseinsvorsorge. Die Zusammenarbeit mit 

der Gleichstellungsbeauftragten ist dabei eng und konstruktiv. 

 

Eine ebenfalls essentielle Einrichtung für Familien ist das Mehrgenerationenhaus/Geschwis-

ter-Scholl-Haus (MGH/GSH), welches einen wesentlichen Beitrag zur Förderung von Teilhabe 

und sozialer Gleichstellung in der Stadt Hann. Münden leistet. Das Mehrgenerationenhaus ist 

eine Initiative der Stadt Hann. Münden und wurde 2017 in das Aktionsprogramm des Bundes-

ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aufgenommen. Beteiligt sind die Ko-

ordinatorin Elke Steden, das Kinder- und Jugendbüro der Stadt Hann. Münden, der Stadtju-

gendring Münden e. V. als Betreiber der Cafeteria Graffiti sowie die städtische Gleichstellungs-

beauftragte.  

 

Das MGH/GSH ist ein zentraler Begegnungsort und auch für die Gleichstellungsarbeit von 

hoher Bedeutung. Das Angebot umfasst unter anderem einen offenen Treff für Kinder und 

Jugendliche, einen Mädchentreff, das „Café Kinderwagen“ für Eltern mit Kindern im Alter von 

0 bis 3 Jahren, eine externe AWO-Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche und Eltern, eine 

Selbsthilfegruppe für pflegende Angehörige von Menschen mit Demenz sowie ein Trauercafé. 

Ergänzt wird das Angebot durch einen Treff für geflüchtete Ukrainer*innen, einen Mittagstisch 

in der Cafeteria Graffiti, die Tafel-Ausgabe, einen Fairteiler, eine Bücherzelle sowie regelmä-

ßige Kinder- und Familienflohmärkte. Ergänzend sind das Ferienprogramm sowie Bildungs-

fahrten hervorzuheben. 

 

Eine Gruppe junger Menschen organisiert zudem über das Mehrgenerationenhaus den jähr-

lich stattfindenden Mündener CSD. Dadurch wird insbesondere die Sichtbarkeit von Menschen 

gefördert, die sich außerhalb des binären Geschlechtersystems verorten und sich als „queer“ 

verstehen. Auch die Stadtbücherei setzt mit diverser Literatur gezielt Impulse für junge Le-

ser*innen und kooperiert jährlich mit dem Mehrgenerationenhaus im Rahmen des Julius-Clubs 

zur Leseförderung.  
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Niedrigschwellige und kostenfreie Angebote für Kinder und Jugendliche leisten zugleich eine 

wichtige Entlastung für Familien und Sorgearbeit leistende Personen. Die Gleichstellungsbe-

auftragte unterstützt die Koordinatorin Elke Steden unter anderem bei Fördermittelanträgen 

und Abrechnungen sowie bei gemeinsamen Projekten wie dem Zukunftstag oder Sozialraum-

treffen. 

 

Der jährlich im April stattfindende Zukunftstag (Girls’ and Boys’ Day) diente ursprünglich 

dazu, Kindern und Jugendlichen Einblicke in Berufe zu ermöglichen, die nicht geschlechtsty-

pisch geprägt sind. Heute steht verstärkt die allgemeine Berufsorientierung im Vordergrund. 

In der Stadtverwaltung wird der Zukunftstag gemeinsam von der Gleichstellungsbeauftragten 

und der MGH-Koordinatorin organisiert und erfreut sich großer Nachfrage. Seit 2024 stellt die 

Gleichstellungsbeauftragte dabei auch ihr eigenes Berufsfeld vor. 

  

 

 

 

Ebenfalls im MGH/GSH findet das jährliche Sozialraumtreffen statt. Dieses dient dazu, zu 

ausgewählten Themen Rückmeldungen der Einwohner*innen einzuholen, um den Sozialraum 

besser an den Bedürfnissen der Bevölkerung ausrichten zu können. Inhaltlich wurden bereits 

die Zielgruppen Kinder und Jugendliche, Senior*innen sowie das Thema psychische Gesund-

heit in den Blick genommen. Das Format, geleitet vom Referat für Demografie und Sozial-

raumplanung des Landkreises Göttingen, hat sich als äußerst wertvoll erwiesen und wird von 

zahlreichen sozialen Einrichtungen Mündens sowie der Gleichstellungsbeauftragten umge-

setzt und die Ergebnisse an Verwaltungsleitung und Politik weitergetragen.  
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Flyer zum 2. Sozialraumtreffen und Organisationsteam mit dem Bürgermeister. 

 

 

Externe Gleichstellungsarbeit durch die Gleichstellungsbeauftragte 

Wie bereits dargestellt, entfiel ein Großteil der Arbeitszeit der Gleichstellungsbeauftragten auf 

die Handlungsfelder Bevölkerung und Netzwerk. Beide Bereiche sind eng miteinander ver-

knüpft: Durch die Vernetzung in der Stadt konnte die Gleichstellungsarbeit in der Bevölkerung 

stärker sichtbar gemacht werden. Kooperationsveranstaltungen mit örtlichen sozialen Einrich-

tungen, Pressearbeit sowie niedrigschwellige Kontakte zu Einwohner*innen trugen zur besse-

ren Bekanntmachung der Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten bei. 

 

Die Nachfrage aus der Bevölkerung ist im Berichtszeitraum kontinuierlich gestiegen. Einwoh-

ner*innen aller Altersgruppen suchten mit sehr unterschiedlichen Anliegen die Beratung bei 

der Gleichstellungsbeauftragten auf. Die Themenschwerpunkte waren insbesondere: 

 

➢ Partnerschaftsprobleme und familiäre Auseinandersetzungen  

➢ Vereinbarkeit von Familie und Beruf  

➢ Geschlechtsspezifische Gewalt  

➢ Unterstützung bei Terminen mit Polizei und Jugendamt 

➢ Unterstützung bei Problemen mit Behörden  

➢ Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen durch Privatpersonen oder Behörden 

➢ Geschlechtsspezifische Diskriminierung (Sexismuserfahrungen) 

➢ Integration: Unterstützung bei Arbeitsvermittlung sowie bei der Vereinbarkeit von  

     Erwerbs- und Sorgearbeit  

➢ Drohende Abschiebung und Härtefallverfahren (u. a. bei gewaltbetroffenen Frauen) 
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➢ Barrieren im öffentlichen Raum (u. a. Stadtbegehungen) 

➢ Wohnungslosigkeit, Armut und Abhängigkeit von gewaltbelasteten Beziehungssituationen 

 

Viele Ratsuchende wurden über den gesamten Berichtszeitraum hinweg zu unterschiedlichen 

Anliegen begleitet, sodass eine genaue Gesamtzahl der Beratungen nicht ausgewiesen wer-

den kann. Beratungsanfragen aus der Bevölkerung hatten stets Priorität, insbesondere bei 

akuten Fällen von Partnerschaftsgewalt oder möglicher Kindeswohlgefährdung. Dies führte 

teilweise zu einer hohen Unvorhersehbarkeit der Arbeitsbelastung (Überstunden). 

 

Zur Information der Mündener Bürger*innen wurde zudem die Familienbroschüre gemein-

sam mit der Bürger*innenbroschüre in einem überarbeiteten Wendeformat neu aufgelegt. 

Gleichstellungsrelevante Themen wurden dabei in eigene Kategorien aufgenommen, um eine 

möglichst breite Zielgruppe zu erreichen. Der Familienbegriff wurde hierbei „modern“ gedacht. 

Die Erstellung dieser Broschüre erforderte im Berichtszeitraum einen erheblichen zeitlichen 

Aufwand. 

 

                   

 

 

 

 

 



23 

 

Netzwerkarbeit der Gleichstellungsbeauftragten 

Ein ebenfalls zentrales Handlungsfeld der Gleichstellungsbeauftragten ist die Vernetzung. 

Ohne ein zuverlässiges Netzwerk hätten viele Beratungen nicht zielführend begleitet und Rat-

suchende nicht an geeignete Fachstellen weitervermittelt werden können. Aufgrund der Kom-

plexität der Beratungsanliegen ist eine breit aufgestellte Vernetzung von besonderer Bedeu-

tung. Auch gemeinsame Aktionen, Projekte und Veranstaltungen haben sich als sehr wertvoll 

erwiesen. Sie ermöglichten es, viele Einwohner*innen zu erreichen und für Gleichstellungs-

themen zu sensibilisieren. Eine Übersicht über die wichtigsten Netzwerk- und Kooperations-

partner*innen der Gleichstellungsbeauftragten ist dem folgenden Schaubild zu entnehmen.  

 

 

 

Grün markiert sind diejenigen Netzwerke, mit denen der intensivste Austausch stattgefunden 

hat. Hierzu zählen insbesondere das Frauenhaus und der Frauennotruf Göttingen, die Gleich-

stellungsbeauftragten des Landkreises Göttingen sowie zahlreiche soziale Einrichtungen in 

Hann. Münden, die nicht einzeln namentlich aufgeführt werden. Hervorzuheben sind jedoch 

insbesondere das Familienzentrum, der Bürgertreff, das Haus der Nationen, das Mehrgenera-

tionenhaus, die Volkshochschule sowie die Diakonie. 

 

Diese sozialen Einrichtungen bildeten auch den Kern eines örtlichen Netzwerkes, das sich 

regelmäßig zusammenschloss, um gemeinsam Veranstaltungen zum Internationalen Frauen-

tag und zu weiteren gleichstellungsrelevanten Anlässen zu organisieren. 

 

Besonders hohe Nachfrage verzeichnete die jährlich zum Internationalen Frauentag stattfin-

dende „Ladies Night for Dancing Queens“, die Frauen zu einem Tanzangebot im Mehrgene-

rationenhaus einlud. Weitere feste Programmpunkte zum Weltfrauentag waren das 
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traditionelle Interkulturelle Frauenfrühstück im Bürgertreff sowie weitere jährlich wechselnde 

Angebote, wie bspw. Selbstbehauptungskurse für Frauen und Mädchen. 

 

Das Capitol Kino stellte bis zu seiner Schließung einen geeigneten Ort dar, um Gleichstel-

lungsthemen über Filmformate niedrigschwellig zugänglich zu machen. Insgesamt wurden ins-

besondere kostenfreie Angebote sehr gut angenommen. 

 

 

  

 

Der frauenORT Herzogin Elisabeth wurde auch im Berichtszeitraum weiter bespielt. Dies ist 

vor allem dem Engagement und der Kreativität der Frauen der Stadtführergilde, insbesondere 

Marie Anne Langefeld und Sabine Lohmann, zu verdanken. Jährlich konnte anlässlich des 

Geburtstags der Herzogin Ende August ein besonderes Programm angeboten werden. Als 

besonderes Highlight ist zudem die Präsentation von Herzogin Elisabeth auf der Landesgar-

tenschau in Bad Gandersheim hervorzuheben, die gemeinsam mit der Autorin Eleonore Deh-

nert und der Gleichstellungsbeauftragten gestaltet wurde. 
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Häusliche Gewalt/Partnerschaftsgewalt 

Schwerpunktthema der Gleichstellungsarbeit war insbesondere der Umgang mit häuslicher 

Gewalt bzw. Partnerschaftsgewalt. Seit der Schließung der Frauenschutzwohnung in Hann. 

Münden im Jahr 2014 unterstützt die Stadt das Frauenhaus Göttingen e. V. im Rahmen einer 

freiwilligen Leistung mit jährlich 7.000 €. Positiv ist, dass diese Zahlung nach Jahren ohne 

gesicherten Haushalt im Berichtszeitraum wieder getätigt werden konnten.  

 

 

Die Zahlen des Frauenhauses Göttingen e. V. zeigen, wie viele Frauen aus Hann. Münden 

dort im Berichtszeitraum Zuflucht fanden:  
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Zahlen des Frauenhaus Göttingen e.V. (2022 bis 2024) 

2024 Anzahl der Frauen aus Hann. Münden  7 

Anzahl Tage im FH 45 

Anzahl tel. Beratungen 109 

2023 Anzahl der Frauen aus Hann. Münden 3      

Anzahl Tage im FH 51 

Anzahl tel. Beratungen 59 

2022 Anzahl der Frauen aus Hann. Münden 4      (+7 weiter  

         verwiesen) 

Anzahl Tage im FH 190 

Anzahl tel. Beratungen 50 

 

Laut Auskunft des Frauenhauses Göttingen ist die Nachfrage nach Unterbringung und Bera-

tung in den vergangenen Jahren gestiegen. Für die Jahre 2023 und 2024 liegen keine Anga-

ben dazu vor, wie viele Frauen aus Hann. Münden aufgrund von Platzmangel oder Sicher-

heitsvorkehrungen in andere Frauenhäuser weitervermittelt werden mussten. Für das Jahr 

2022 ist bekannt, dass vier Frauen aufgenommen und sieben Frauen in andere Frauenhäuser 

weiterverwiesen wurden. Ähnliche Entwicklungen sind auch für die Folgejahre anzunehmen. 

Nicht erfasst wird zudem die Zahl der mitbetroffenen Kinder. 

 

Deutlich wird, dass Partnerschaftsgewalt nicht rückläufig ist, sondern sich vielmehr auf einem 

konstant hohen Niveau bewegt und in ihrer Ausprägung zunehmend komplexer wird (z. B. 

durch digitale Gewaltformen). Dies bestätigt auch die Polizeiinspektion im Rahmen der aktu-

ellen Kriminalstatistik. Im Jahr 2025 wurden 126 Fälle häuslicher Gewalt registriert; das Dun-

kelfeld dürfte deutlich höher liegen. Insgesamt bleibt dieser Deliktsbereich laut Polizei auf ei-

nem „konstant hohen Niveau“. 

 

Auch wenn gesetzliche Neuerungen wie das Gewalthilfeschutzgesetz auf den Weg gebracht 

wurden, bedeutet dies nicht automatisch eine Verbesserung der Situation. Vielmehr verdeut-

licht dies den weiterhin hohen Handlungs- und Unterstützungsbedarf. Vor diesem Hintergrund 

ist die fortlaufende finanzielle Unterstützung des Frauenhauses Göttingen durch die Stadt 
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Hann. Münden von besonderer Bedeutung, insbesondere da vor Ort keine spezialisierte Be-

ratungsstelle für Frauen und Mädchen vorhanden ist. 

 

Im Sinne der rechtlich verbindlichen Umsetzung der Istanbul-Konvention des Europarates – 

dem internationalen Abkommen zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt gegen 

Frauen und Mädchen als Menschenrechtsverletzung – ist Gewaltprävention zwingend mitzu-

denken und aktiv umzusetzen. Hierbei unterstützte der Arbeitskreis Häusliche Gewalt, der be-

reits seit vielen Jahren tätig ist und sich aus Mitarbeitenden der Polizei, des Jugendamtes, des 

Familiengerichts, des Frauenhauses und Frauennotrufs Göttingen, der Koordinatorin zur Um-

setzung der Istanbul-Konvention, der Gleichstellungsbeauftragten sowie weiteren sozialen Ak-

teur*innen zusammensetzt. Im Mittelpunkt standen Fallberatungen, Wissensvermittlung und 

Vernetzung. 

 

Jährlich fanden außerdem rund um den 25. November, dem Internationalen Tag gegen Ge-

walt an Frauen, verschiedene öffentlichkeitswirksame Aktionen sowie Informationsveranstal-

tungen für (potenziell) betroffene Frauen und Mädchen statt. Neben dem öffentlichen Hissen 

der Fahne durch den Bürgermeister und die Gleichstellungsbeauftragte wurden weitere nied-

rigschwellige Informationsangebote durchgeführt, bspw. zur Aufklärung besonders vulnerabler 

Gruppen. Details können den Tätigkeitsberichten der Gleichstellungsbeauftragte entnommen 

werden. 
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Antidiskriminierungsarbeit 

Als letztes herausragendes Arbeitsfeld ist die Antidiskriminierungsarbeit zu nennen. Im Bericht 

wurde mehrfach auf die Antidiskriminierungsarbeit im Landkreis Göttingen bezug genommen. 

Die Gleichstellungsbeauftragte beteiligte sich von Beginn an im neu gegründeten Netzwerk 

Antidiskriminierung und nahm an einer Schulung zur Verweisberatung teil. Bereits vor dieser 

Netzwerkgründung in Stadt und Landkreis Göttingen, 2024, machte die diskriminierungs-

sensible Beratung der Gleichstellungsbeauftragten jedoch einen großen Teil des Arbeits-

alltages aus, wie dem Bericht zu entnehmen ist. Die Hervorhebung dieser Thematik 

unterstreicht jedoch eindeutig die Wichtigkeit sowie den gesellschaftlichen Handlungsbedarf 

und wird auch zukünftig Schwerpunktthema sein.  
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7. Resümee der Gleichstellungsbeauftragten 

Die Gleichstellungsarbeit befindet sich in einem tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandel. Der 

ursprüngliche Auftrag der klassischen Frauenbeauftragten hat sich in den vergangenen Jah-

ren zu einem breiteren Verständnis von Gleichstellung und Teilhabe weiterentwickelt. Heute 

steht zunehmend das Zusammenspiel verschiedener Diskriminierungsmerkmale wie Ge-

schlecht, Herkunft, Behinderung, Alter oder sexuelle Identität im Fokus. Die Integration der 

Antidiskriminierungsarbeit in die Gleichstellungsstelle des Landkreises Göttingen verdeutlicht 

diese Entwicklung. 

 

Gleichzeitig zeigen zahlreiche gesellschaftliche Entwicklungen, dass Chancengleichheit und 

gleichberechtigte Teilhabe weiterhin nicht selbstverständlich sind. Insbesondere die Verein-

barkeit von Familie, Sorgearbeit und Beruf stellt viele Menschen vor große Herausforderun-

gen. Obwohl sich die Rahmenbedingungen in vielen Bereichen verbessert haben, wirken tra-

ditionelle Rollenbilder und strukturelle Ungleichheiten teilweise fort. Die Folgen zeigen sich 

unter anderem in geschlechtsspezifischen Einkommensunterschieden, einer ungleichen Ver-

teilung von Sorgearbeit, psychischen Belastungen sowie den Herausforderungen in Pflege- 

und Sozialberufen. Eine stärkere gesellschaftliche und finanzielle Anerkennung von Sorgear-

beit bleibt daher eine wichtige sozialpolitische Aufgabe. 

 

Eine der größten Herausforderungen vor Ort bleibt die begrenzte personelle und finanzielle 

Ausstattung sozialer Aufgabenbereiche. Viele Handlungsfelder – von der Gleichstellungs- und 

Behindertenarbeit bis hin zur Kinder-, Jugend- und Familienhilfe – stehen unter erheblichem 

Ressourcendruck. Das breite Aufgabenfeld der Gleichstellungsarbeit innerhalb und außerhalb 

der Verwaltung lässt sich mit den vorhandenen Kapazitäten nur eingeschränkt abdecken. 

Gleichzeitig wird deutlich, wie wertvoll das Engagement der zahlreichen sozialen Akteur*innen 

und Ehrenamtlichen in Hann. Münden ist. Dieses Engagement trägt wesentlich dazu bei, so-

ziale Unterstützungsangebote aufrechtzuerhalten. 

 

Mit dem Erreichen eines gesicherten Haushalts wurden wichtige Voraussetzungen für die zu-

künftige Entwicklung der Stadt geschaffen. Zugleich bleibt es aus Sicht der Gleichstellungsar-

beit wichtig, soziale Infrastruktur und Präventionsarbeit als Investitionen in die Zukunft zu ver-

stehen. Um den wachsenden gesellschaftlichen Herausforderungen nachhaltig begegnen zu 

können, sollte die personelle und strukturelle Ausstattung der Gleichstellungsarbeit regelmä-

ßig überprüft und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden. 
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Der vorliegende Gleichstellungsbericht zieht nicht nur eine Bilanz der kommunalen Gleichstel-

lungsarbeit der Jahre 2022 bis 2024, sondern spiegelt auch meine persönliche berufliche Ent-

wicklung seit der Übernahme des Amtes Mitte 2022 von meiner Vorgängerin Julia Bytom wi-

der. Als verwaltungs- und stadtfremde Person war der Einstieg in dieses vielschichtige und 

oftmals emotional herausfordernde Aufgabenfeld zunächst anspruchsvoll. Rückblickend hat 

sich dieser externe Blick jedoch als wertvolle Ressource erwiesen: Er ermöglicht eine unvor-

eingenommene Perspektive, eröffnet neue Sichtweisen auf bestehende Strukturen und bietet 

Ratsuchenden ein hohes Maß an Vertraulichkeit.  

 

Für das Vertrauen, das mir von Bürgermeister Tobias Dannenberg, den Ratsmitgliedern, den 

Mitarbeitenden der Verwaltung, meinen Netzwerkpartner*innen sowie den Bürger*innen ent-

gegengebracht wurde, möchte ich mich herzlich bedanken. 

 

 

 

 

             Melissa Castillo 

    Gleichstellungbeauftragte 

 

 

     Hann. Münden, Mai 2026 
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